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voran und fuhren in Erwiderung zum Schriftsatz der Antragsgegnerin vom
29. Januar 2019 und 1. M5rz 2019, sowie der Beigeladenen vom 8. Feb-
ruar 2019 in tatsachlicher (sogleich I) und in rechtlicher Hinsicht
(abschlieflend II) wie folgt aus:
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I Sachverhalt

1 Bisheriges Verfahren

Hinsichtlich des Sachverhaltes verweisen wir zunachst auf den
Beschluss der erkennenden Kammer vom 20. Dezember 2018. Die
Antragsgegnerin hat gegen diesen Beschluss Beschwerde eingelegt
und am 21. Dezember 2018 die sofortige Vollziehung der
verfahrensgegenstandlichen Genehmigung zur Betriebserweiterung
der Beigeladenen vom 9. Februar 2018 angeordnet.

Der Antragsteller hat daraufhin mit Schreiben vom 4. Februar 2019
das Verfahren auf Feststellung der aufschiebenden Wirkung fur erle-
digt erklart, da der Antrag nach Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung unbegrundet geworden ist. Denn dem Widerspruch kam nun
gemafl § 80 II Nr. 4 VwG0 gerade keine aufschiebende Wirkung
mehr zu.

Glaubhaftmachung: Schreiben des Antragstellers vom
4. Februar 2019; in Fotokopie als An-
lage A 1 anbei

Die Antragsgegnerin hat sich der Erledigungserklarung nicht ange-
schlossen und dies damit begrundet, dass sie im Fall einer Erledigung
durch abwechselndes Anordnen und Aufheben der sofortigen Voll-
ziehung einen sich Kreis drehenden Prozessverlauf verursachen
wurde, um so (rechtswidrig) einer Entscheidung in der Sache zu ent-
gehen.

Glaubhaftmachung: Schreiben der Antragsgegnerin vom
11. Februar 2019, in Fotokopie als An-
lage A 2 anbei

Das Hannburgische Oberverwaltungsgericht hat mit Beschluss vom
21. Februar 2019 festgestellt, dass sich das Verfahren erledigt hat
und dass der Beschluss des erkennenden Gerichts vom 20. Dezem-
ber 2018 wirkungslos ist.

Glaubhaftmachung: Beschluss des Hannburgischen Ober-
verwaltungsgericht vom
21. Februar 2019 in Fotokopie als
Anlage A 3 anbei

In diesem Beschluss hat das Hamburgische Oberverwaltungsgericht
festgestellt:
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„Nachdem die Antragsgegnerin die sofortige Vollziehung des
Bescheids vom 9. Februar 2018 angeordnet hat, 1st unabhangig
von der Frage, ob der Widerspruch des Antragstellers bislang
aufschiebende Wirkung hatte, eine aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs nicht nnehr gegeben, [...] so dass eine Feststel-
lung dahingehend, dass der Widerspruch aufschiebende Wir-
kung hat, nicht mehr ergehen konnte. Der Rechtsstreit 1st auch
nicht als Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung fortzusetzen. Dies hatte der Antragsteller zwar hilfsweise
beantragt, gleichwohl stellt die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung durch die Antragsgegnerin nach Erlass der erstinstanz-
lichen Entscheidung, mit der die aufschiebende Wirkung festge-
stellt worden war, eine Anderung des Streitgegenstandes dar."
1 [Auslassungen durch uns; Fuller & Kollegen]

2 Taxiahnlichkeit des Betriebs der Beigeladenen

Hinsichtlich der Taxiahnlichkeit des Betriebes der Beigeladenen ist
darauf hinzuweisen, dass die Beforderungsdienstleistungen der
Beigeladenen und der von Taxenunternehmer (aus Sicht der
Abnehmer der Dienstleistungen, d.h. der Fahrgaste, hinsichtlich ihrer
Eigenschaften und Preise sowie des Verwendungszecks, als
austauschbar und substituierbar angesehen werden (sogleich 2.1)
und dies faktisch auch sind, gar die exakt gleiche
Befeirderungsdienstleistung von beiden angeboten wird (nachfolgend
2.2).

2.1 Offentliche Wahrnehmung

In der offentlichen Wahrnehmung wird die Befi5rderungsdienstleis-
tung der Beigeladenen durchweg als unmittelbare Konkurrenz und
Alternative zurn Taxi wahrgenommen. Dabei sind es gerade die im
Vergleich zum Taxi billigeren Preise, die positiv hervorgehoben
werden.

Ein Artikel des Hamburger Abendblatts vom 8. September 2017
zu Clever -Shuttle begruflt den neuen Anbieter am Markt:

„Geld sparen mit der neuen Taxikonkurrenz in Hamburg."

Glaubhaftmachung: Internetausdruck2als Anlage A 4 an-
bei

Die Oberschrift eines Artikels der Stuttgarter Nachrichten vom
17. Mai 2018 zur dortigen Markteinfuhrung von Clever -Shuttle
lautet

1 OVG HH, Beschl. v. 21.2.2019 —3 Bs 2/19, S. 3 f.
2 https://www.abendblatt.de/hamburg/article211854873/Geld-sparen-mit-der-neuen-

Taxi-Konkurrenz-in-Hamburg.html.

91761 - Schriftsatz Kurzrubrum_neu(3)



RA Fuller & Kollegen Seite 5 von 37

„neues Sannmeltaxi am Start."

Glaubhaftmachung: Internetausdruck3als Anlage A 5 an-
bei

Eine Oberschrift eines Artikels der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung vom 22. Mai 2018 zu Clever -Shuttle lautet:

„geteiltes Taxi, halber Preis".

Der Artikel eroffnet sodann mit der Suggestivfrage:

„muss denn Taxifahren immer so teuer sein? Unter
10,00 Euro ist eine Fahrt kaum zu kriegen. Dabei ware es zu
bequem, wenn man nicht immer auf Straflenbahn und Bus
ausweichen musste, urn weniger Geld auszugeben. Ein
bezahlbares Taxi, das ware schon."

Glaubhaftmachung: Internetausdrucle als Anlage A 6 an-
bei

Die Oberschrift zu einem Video des Fernsehmagazins Galileo lau-
tet:

„Clever -Shuttle: Die Alternative zum Taxi".5

Das Video wird beschrieben mit dem Text:

„Taxifahren ist vielen zu teuer. Jetzt gibt es eine Alternative
die gerade mal die HaIfte kostet: Eine Art appgesteuerter
Shuttle -Service. Doch was steckt dahinter?"

Diese Liste lie& sich beliebig fortsetzen. Der Grundtenor aller Me-
dienberichte ist deutlich: Clever -Shuttle wird einerseits als direkte
Konkurrenz zum Taxigewerbe dargestellt. Andererseits besticht
Clever -Shuttle in dieser Konkurrenz gerade durch seine giinstigen
Preise, die eben deutlich unter dem gesetzlich vorgeschriebenen
Taxitarif liegen.

2.2 Ride-Pooling -Apps der Taxiunternehmer

Der Verkehr der Beigeladenen ist weder neu, noch unterscheidet
er sich von Dienstleistungen der schon am Markt vorhandenen
Taxiunternehmer:

3 https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.clever-shuttle-in-stuttgart-neues-
sammeltaxi-am-start.dfee7f91-6cf1-4cad-bf99-08c049c88799.htnnl.

4 htt s://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ eld-a us eben/im-selbstver-
such-geteiltes-taxi-halber-preis-15598650.htnnl.

5 Siehe https://www.galileo.tv/video/clever-shuttle-die-alternative-zum-taxi/.
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Die lnnovationen des Bedienkonzepts der Beigeladenen sind rein
technischer Art und werden genau als solche auch von Taxenun-
ternehmer/Innen unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben und
insbesondere der Typisierung des PBefG unngesetzt; dies liegt
ganz auf der Linie wie es schon immer der Fall war bezogen auf
die Nutzung der technischen Neuerungen - man denke etwa an
das Aufkommen von Funktaxen oder die Vermittlung von Fahrten
nnittels Computertechnik.

Die Beforderung von Fahrgasten im Rahmen des so genannten
Ride-Pooling wird keineswegs exklusiv von der Beigeladenen - o-
der anderer „neuer" Verkehrsanbieter mit einer Erprobungsgeneh-
migung - angeboten. Vielmehr konnen allein in Hamburg Fahr-
gaste sogar mittels zweier konkurrierender Apps - der von Hansa
Taxi mit der Funktion „Shared Ride" und der von MyTaxi mit der
Funktion „Mytaximatch" - Ride-Pooling-Fahrten buchen.

Beide Apps funktionieren nach demselben informationstechni-
schen Prinzip: Bei der Bestellung eines Taxis in der App gibt der
Fahrgast sein Ziel und den Wunsch nach einem Mitfahrer an.
Wenn sich emn Mitfahrer findet, der eine ahnliche Strecke fahren
will, bringt die App beide zusammen. In der Regel miissen bei ei-
ner erfolgreichen Vermittlung beide Mitfahrer einen kleinen Urn-
weg in Kauf nehmen. Zugleich erledigt die App auch die Bezahlung
des insofern gemeinsam benutzten Taxis nach den vorgegebenen
Beforderungsbedingungen, bietet ihnen - insofern fur die gleich-
sam interne Abwicklung - emn potentiell „gerechtes" Modell an:
Jeder Fahrgast zahlt dann fur semen Anteil an der Gesamtstrecke.
Mitfahrervermittlung und Preisberechnung Obernimmt emn mehr-
stufiger Algorithmus, der hinsichtlich des jeweils zu zahlenden
Preises unter anderem die Fahrtstrecke und allfallige Umwege ge-
wichtet. In der Summe muss der dem gesetzlich vorgeschriebenen
Tarif entsprechende Fahrpreis auf die Mitfahrer verteilt werden.

Diese Art der Beforderung ist ohne weiteres im Rahmen der ge-
setzlichen Typisierung des PBefG zu verwirklichen und findet im
Obrigen seine Grundlage in § 7 I der Taxenordnung der Freien und
Hansestadt Hamburg. Danach ist

„[die] Durchfuhrung mehrerer Beforderungsauftrage zur
selben Zeit oder die Erledigung anderer Geschafte wahrend
der Durchfuhrung eines Beforderungsauftrages L.] der
Taxenfahrerin oder dem Taxenfahrer nur mit Zustimmung
des Fahrgastes beziehungsweise der Auftraggeberin oder
des Auftraggebers gestattet." [Auslassungen und Einfugun-
gen durch uns; Fuger & Kollegen]
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Die Beforderung erfolgt ausschliefIlich mit lizenzierten Taxis. Bei
Hansa Taxi sind das die Mitglieder der Taxizentrale6. Im Fall von
Mytaxi konnen sich nur Inhaber der erforderlichen Genehmigung
fur den Verkehr mit Taxen nach dem Nachweis derselben und un-
ter Wahrung aller gesetzlichen Vorgaben fur den Verkehr mit Ta-
xen als Benutzer anmelden7.

Auch die Antragsgegnerin ist insofern - es wundert nach dem
Obigen nicht - der Ansicht, dass Ride-Pooling-Beforderungen im
Rahmen einer Taxikonzession und explizit von § 7 I der Taxenord-
nung erfasst werden, deshalb ohne weiteres - auf der Grundlage
existierender Taxiskonzessionen (!) - zulassig sind.

Glaubhaftmachung: Stellungnahme der Antragsgegnerin
vom 22. Oktober 2018 im vorheri-
gen Verfahren 5 E 4748/18, Anlage
A 7 anbei

Es sei nur am Rande angennerkt, dass eine Information der Ver-
braucher Ober die Ride-Pooling -Apps der Taxibranchen auf dem
mit Abstand gelaufigsten Weg einer Google-Anf rage zu dem Stich-
wort „Ride Pooling App Taxi" als erstes Resultat ausgerechnet
CleverShuttle auflistet.

Glaubhaftmachung: Screenshot einer Google-Suche mit
dem Stichwort „Ride Pooling App
Taxi" als Ausdruck als Anlage A 8
anbei

Die Innovation des neuen Verkehrskonzepts der Beigeladenen
schrumpft bei einer genaueren Betrachtung demnach auf den
schlichten Umstand zusammen, dass sie erstens lediglich einen
Teil der Beforderungsdienstleistungen von Taxiunternehmern an-
bietet, sich dabei zweitens nicht an die fur den Taxenverkehr gel-
tenden Regelungen - alien voran die einheitliche Entgelttarifierung
des § 51 I PBefG i.V.m. § 2 der Taxenordnung der Freien und
Hansestadt Hamburg - halten muss und es drittens gerade dieser
Umstand ist, den die Beigeladene als hervorstechenden Konkur-
renzvorteil ausnutzt.

3 Preisgestaltung von CleverShuttle

Es ist davon auszugehen, dass die Beigeladene versucht, Ober
Dumpingpreise Marktanteile zu gewinnen. Selbst wenn die

6 https://www.taxi21 1211 .de/unternehmen/presse/details/presse shared ride.html.
7 Siehe AGB von Mytaxi, Punkt VI (1) https://de.mytaxi.com/agb-datenschutz-coo-

kies.html.
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Eigenwirtschaftlichkeit der Beforderung kein Kriterium des PBefG
sein mag, so bleibt die Preisgestaltung als einziger und
entscheidender Konkurrenzvorteil zu Taxen relevant. Denn der
Antragsteller und alle anderen TaxiunternehmerInnen haben keinen
kapitalstarken GroRkonzern in ultimativ insolvenzfestem Staatsbesitz
hinter sich und mussen mit den von ihnen erzielten Preisen auch
kurz- und mittelfristig - mit dem ganz handfesten Risiko der eigenen
Pleite - wirtschaften. Die erzielbaren Preise der
Taxiunternehmerinnen richten sich allein nach dem festgesetzten
Taxitarif. Gernall § 51 III PBefG findet bei dieser Festsetzung
§ 39 ll PBefG Anwendung, wonach eine Obereinstimmung des Tarifs
mit der Kosten und Ertragslage und mit dem offentlichen Interesse
an einem wirtschaftlichen Taxenverkehr erforderlich ist.

Die Antragsgegnerin hat der Beigeladenen hingegen eine
Preisgestaltung ganz unabhangig von und insbesondere deutlich
unter diesem Tarif gestattet. Da die Antragsgegnerin die
Konkurrenzsituation der Beigeladenen und des Antragstellers
zumindest in ihrer Ermessensentscheidung hatte beriicksichtigen
mussen, ist aber fur eine zutreffende Bewertung dieser Konkurrenz
die Frage, ob etwa Dumpingpreise vorliegen, in die Abwagung
einzustellen. Dies gilt umso mehr, als der fragliche Markt sehr
preissensitiv ist und auf Versuche, Ober Dumpingpreise Anteile zu
gewinnen, stark reagieren durfte.

Kombiniert man nun die Pooling -Quote mit den bekannten Preisen
von CleverShuttle und dem Umsatzsteuersatz von 19 %, so ist nicht
ersichtlich, wie die Beigeladene damit profitabel wirtschaften kann.
Im Obrigen springt ins Auge, dass der Begriff der Pooling -Quote von
CleverShuttle mehrdeutig ist. Denn es ist nicht klar, was damit
gemeint ist. Zwei Verstandnismoglichkeiten stehen zur Wahl:
Einerseits konnte Pooling bedeuten, dass mehrere Personen bei einer
Fahrt befordert werden. Andererseits konnte Pooling bedeuten, dass
diese Personen auch unabhangig voneinander gebucht haben.

Der Unterschied zeigt sich in folgendem Beispiel einer
Buchungsanfrage in der CleverShuttle-App am Mittwoch den 27.
Marz 2019 um 15.14 Uhr fur eine Fahrt von der Ernst -Horn -Strafe
36c zum Hauptbahnhof:

Personen 1 2 3

Fahrpreis 7, 21 € 9,01 € 10.82€
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Glaubhaftmachung: Screenshots der jeweiligen Suchanfra-
gen in der CleverShuttleApp als Aus-
druck als Anlage A 9, A 10 und All an-
bei

Gleichzeitig kostet die Taxifahrt laut Hansa Taxi App 23,10 C.

Glaubhaftmachung: Screenshots einer Suchanfrage in der
Hansa -Taxi -App als Ausdruck als An-
lage A 12 anbei

Auch fur eine Gruppe liegt das Angebot der Beigeladenen demnach
preislich (deutlich) unter dem Taxitarif. Selbst wenn drei Personen
unabhangig voneinander bestellen wurden, so ware der Preis von 3
x 7,21 C = 21,63 — 19 % USt = 17, 52 C Netto Umsatz nicht
ausreichend, urn einen Preis zu erzielen, der mit dem Umsatz eines
Taxis (23,10C -7 % USt = 21,48 Netto Umsatz) vergleichbar ware.

Im Obrigen scheint die Beigeladene die Preise derzeit auch nicht in
Zeiten hoher Nachf rage anzuheben, urn etwaige Verluste aus Zeiten
geringer Nachfrage auszugleichen. Dieses Preisgestaltungsmodell
wird beispielsweise auf dem liberalisierten Fernbusmarkt vom
dortigen Monopolisten Flixbus eingesetzt. Ebenfalls bekannt ist
dieses Preismodell international bei dem in Deutschland nicht
rechtnna13igen Angebot von Uber. Dies Ciberrascht auch nicht, da die
Beigeladene in dem niedrigeren Preis ihren einzigen Konkurrenzvorteil
gegenuber Taxen hat. Mutmaglich warde die Beigeladene zu solchen
MaRnahmen erst greifen, wenn durch die derzeitigen
Dumpingpreise —nicht nur der Beigeladenen sondern auch anderer
Anbieter wie MOIA —der Taximarkt soweit verkleinert ist, dass er
als im Volumen ernstzunehmender Konkurrenzfaktor ausscheidet.
Diese Spekulation liegt jedenfalls angesichts des internationalen
Vergleichs nahe und sei aus diesem Grund gestattet.

II Rechtliche WOrdigung

Der Antrag ist sowohl zulassig (sogleich 1) als auch begrundet (anschlie-
Rend 2).

1 Zulassigkeit

Der Antrag ist zulassig:

1.1 Statthaftigkeit

Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist
gernag § 80a III 2 i.V.m. § 80 V VwG0 statthaft. Widerspruch
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und Klage des Antragstellers hatten bis zur Anordnung der sofor-
tigen Vollziehung durch die Antragsgegnerin aufschiebende Wir-
kung, nunmehr wird die Wiederherstellung derselben beantragt,
nachdem die Antragsgegnerin den Sofortvollzug angeordnet hat.

Nach hiesiger Ansicht ist emn Antrag nach § 80 VII VwG0 hinge-
gen weder statthaft noch ist eine solche Deutung nOtig, wird keine
Abanderung des —allerdings aufgrund des Ausspruches des Ober-
verwaltungsgerichts ohnehin: kraftlosen —Beschlusses des erken-
nenden Gerichts vom 20. Dezember 2018 begehrt:

Zunachst hatte der Beschluss des erkennenden Gerichts vom
20. Dezember 2018 als Feststellung keine rechtsgestaltende Wir-
kung, nun wird eine Gestaltung begehrt. lnsbesondere aber ist der
Beschluss des erkennenden Gerichts vom 20. Dezember 2018
durch Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Hamburg vom
21. Februar 2019 fur wirkungslos erklart worden. Das Oberver-
waltungsgericht Hamburg hat damit die Rechtsansicht des An-
tragstellers bestatigt, wonach sich das Verfahren durch die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung erledigt hat und nicht etwa in
zweiter Instanz als Verfahren auf Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung fortgefuhrt werden kann. Der von der Antrags-
gegnerin angefOhrte Beschluss des Verwaltungsgerichtshof Ba-
den-Wiirttemberg8 andert daran nichts: Einerseits hat das zustan-
dige Oberverwaltungsgericht die Sache verbindlich entschieden.
Andererseits iiberzeugt der Beschluss des Verwaltungsgerichts-
hofs Baden-Wurttemberg auch in der Sache nicht, begrundet er
doch die Richtigkeit seines Vorgehens mit keinem Wort. Die Be-
grundung des Beschlusses des Oberverwaltungsgericht Hamburg,
wonach die Anordnung der sofortigen Vollziehung eine Anderung
des Streitgegenstandes darstelle, trifft hingegen in vollem Umfang
zu: Die Anordnung der sofortigen Vollziehung betrifft nicht ledig-
lich die tatsachliche Grundlage eines Verfahrens, sondern bewirkt,
dass emn vollig neues Verfahren zu fiihren ist. Ein Verfahren auf
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung hat einen ganz an-
deren lnhalt und insbesondere PrOfungsumfang als eines auf Fest-
stellung der aufschiebenden Wirkung. Der Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Wurttemberg fuhrt selbst aus:

„Das Beschwerdeverfahren hat im Rahmen des vorlaufigen
Rechtsschutzes die Aufgabe einer zweiten Tatsacheninstanz

8 VGH Bad.-Wijrn., Beschl.v.4.7.2017 - 2 S 1258/17, juris.
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und dient daher der Oberprigung der angefochtenen Ent-
scheidung in tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht."9

WOrde man aber im Beschwerdeverfahren einen anderen Verfah-
rensgegenstand verfolgen konnen als erstinstanzlich und nunmehr
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung beantragen, so
wiirde eine Tatsacheninstanz fur den weitaus grogten Tell der
rechtlichen Oberpriifung im Rahmen von § 80 V VwG0 verloren
gehen, denn die erste lnstanz [lane sich allein mit der Frage der
Antragsbefugnis befasst.

Weiterhin verwechselt der Beschluss des Verwaltungsgerichts-
hofs Baden-Wurttemberg den Begriff von neuen Tatsachen in ei-
nem bestehenden Verfahren mit dem eines neuen Verfahrens,
bzw. eines neuen Priifungsumfangs:

„Das Beschwerdeverfahren ist mithin darauf ausgerichtet,
die im Ergebnis richtige Entscheidung Ober den Streitgegen-
stand zu finden. Angesichts dessen sind im Beschwerdever-
fahren alle vom Beschwerdefithrer dargelegten tatsachlichen
Gesichtspunkte zu beriicksichtigen, die fur den Erfolg des
angestrebten Rechtsrnittels entscheidungserheblich sein
!carmen. Dazu gehoren auch solche Umstande, die das Ver-
waltungsgericht nicht berucksichtigen konnte, weil sie erst
nach dessen Entscheidung eingetreten sind." 10

Das ist richtig, rechtfertigt aber die Schlussfolgerung, dass das
Verfahren nun als Antrag auf Wiederherstellung fortgefiihrt wird,
gerade nicht. Denn es geht hier nicht um die Beriicksichtigung
neuer Tatsachen, die fur den Erfolg eines Rechtsmittels relevant
sind und die von der ersten lnstanz nicht berucksichtigt werden
konnten. Vielmehr geht es um emn ganzlich neues Verfahren, wel-
ches die OberprOfung einer ganz anderen Tatsachengrundlage er-
fordert. Diese andere Tatsachengrundlage ist —bis auf die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung deren Rechtma13igkeit vom Prij-
fungsumfang des § 80 V VwG0 umfasst ist — auch nicht neu,
sondern war in der ersten Instanz lediglich nicht relevant.

Sollte unserer Argumentation nicht gefolgt werden, so ware der
Antrag in diesem Fall gemag § 80 VII VwG0 statthaft. Die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung ware in diesem Fall (auch) als eine
Veranderung der Umstande im Sinne von § 80 VII 2 VwG0 anzu-
sehen.

VGHBad.-Wartt., Beschl.v. 4.7.2017 —2 S 1258/17, juris, Rn. 12.
10VGH Bad.-WOrtt, Beschl.v. 4.7.2017 —2 S 1258/17, juris, Rn. 12.
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1.2 Antragsbefugnis

Das erkennende Gericht hat in seinem Beschluss vom 20. Dezem-
ber 2018 bereits festgestellt, dass sich der Antragssteller jeden-
falls aus einer verfassungskonformen Auslegung des
§ 2 VII PBefG in Verbindung rnit denjenigen marktverhaltensbezo-
genen Vorschriften des Personenbeforderungsrechts, die fur Ta-
xenunternehmer/Innen gelten, auf die Verletzung von eigenen
Rechten berufen kann (nachstehend 1.2.1). Die Ausgangslage hat
sich, trotz der jetzigen Wirkungslosigkeit des Beschlusses, nicht
geandert.

In Erganzung hierzu —und in Erwiderung auf die Stellungnahmen
der Antragsgegnerin vom 29. Januar 2019 und vom
1. Marz 2019 —ist es fur die Behandlung der Frage von wechsel-
seitigen subjektiv-offentlichen Rechten bei der Regulierung der an
der Erbringung von Beforderungsdienstlichen beteiligten Unter-
nehmen sinnvoll, sich der insofern maggeblichen „Systement-
scheidungen" zu vergewissern (sodann 1.2.2), in diesem Zusam-
menhang auch naher den Gehalt der hier maf3geblichen Vorschrif-
ten (§ 2 VI und VII PBefG) zu beleuchten (unten 1.2.3). Dies er-
moglicht abschliellend eine belastbare konkrete Wiirdigung des
vorliegenden FaIles und der von der Antragsgegnerin angefiihrten
Rechtsprechung (zuletzt 1.2.4). Im Einzelnen:

1.2.1 Verfassungskonforme Auslegung des § 2 VII PBefG

Das erkennende Gericht stellt in seinem Beschluss vom 20. De-
zember 2018 die Drittanfechtungsbefugnis des Antragstellers
fest und fiihrt aus, dass sich

„Taxenunternehmer/Innen [...] gemag Art. 12 GG in
Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 GG darauf berufen [konnen],
dass die Antragsgegnerin bei ihrer Entscheidung Ober die
Ausgestaltung der Genehmigung ihre Interessen
moglicherweise nicht angemessen eingestellt und die
Beigeladene damit im Verhaltnis zu
Taxenunternehmer/Innen in einer Art. 3 Abs. 1 GG
zuwider laufenden Weise bevorteilt hat" [Auslassung, und
Einfugung durch uns, Fuger & Kollegen]

und sich

„eine zu weitgehende Befreiung von Pflichten des
Personenbeforderungsrechts [...] fur die Beigeladene im
Vergleich zu anderen Verkehrsarten (moglicherweise) als
eine Art Begunstigung [auswirkt]." [Auslassung,
Einfiigung und Erganzung durch uns, Fuger & Kollegen]
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Daher geht das Gericht richtigerweise in der Entscheidung unter
dezidierter Eingehung auf die Restriktionen des Taxenmarktes
davon aus, dass, zumindest wenn ungleiche Wettbewerbsvo-
raussetzungen durch die Ausgestaltung der Genehmigung fur
weitere Befi5rderungsdienstleister (auf Grundlage von
§ 2 VII PBefG) verhindert werden sollen, in solchen Fallen, in
denen emn Ernnessensfehlgebrauch nicht auszuschlief3en ist, die
Widerspruchsbefugnis zu bejahen ist.

Deshalb halt es das Gericht im hiesigen Fall,

„nicht fur ausgeschlossen, dass es sich bei dem
Fahrdienst der Beigeladenen urn einen solchen handelt,
dessen Markt sich mit dem des Taxengewerbes in
erheblichemMage Oberschneidetund insofern hinsichtlich
der Ausgestaltung der Genehmigung emn
Ermessensfehlgebrauch zu verzeichnen 1st."11
[Hervorhebungen durch uns, Fuger & Kollegen]

Dieser Ansicht hat sich —wie auch das Hamburgische Oberver-
waltungsgericht festgestellt hat12 — auch die Antragsgegnerin
konkludent angeschlossen, indem sie die sofortige Vollziehung der
Genehmigung anordnete. Soweit die Antragsgegnerin in ihrem
Schriftsatz vom 1. Marz 2019 die Antragsbefugnis erneut bestrei-
tet, ist dies widerspruchlich und aus diesem Grund unverstandlich.
Denn entweder halt die Antragsgegnerin ihren Rechtsstandpunkt,
wonach der Antragsteller keine Antragsbefugnis hatte, aufrecht
und wartet die Entscheidung im Beschwerdeverfahren ab. Oder
sie gibt ihren Rechtsstandpunkt auf und ordnet die sofortige Voll-
ziehung an.

1.2.2 Das PBefG: MaRgeblichkeit, Erosion oder Ende des „Prinzips
des geschlossenen Kreises der Verkehrsformen"

Ausgehend von der Grundentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom „Prinzip des geschlossenen Kreises entgelt-
licher Personenbeforderung" (sogleich 1.2.2.1) neigten in der
Folge die Gerichte —auch bedingt durch weitere Gesetzesande-
rungen —dazu, den Drittschutz aus den Vorschriften des Per-
sonenbeforderungsgesetzes Oberwiegend abzulehnen (nachfol-
gend 1.2.2.2). In letzter Zeit ist jedoch die Tendenz zu beobach-
ten, die auf der einen Seite durch das Personenbeforderungs-
gesetz ermoglichte —und durch die Verwaltung auf der anderen
Seite zunehmend gewahrte —Freiheit moderner Betriebsformen

11 VG Hamburg, Beschl. v. 20.12.2018 — 5 E 4748/18, S. 36-39.
12 OVG HH, Beschl. v. 21.2.2019 — 3 Bs 2/19, S.4.
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dahingehend einzuschranken, indem bereits am Markt teilneh-
menden Verkehrstragern Abwehrrechte zugestanden werden
(zuletzt 1.2.2.3).

1.2.2.1 PBefG und „Prinzip des geschlossenen Kreises",
verfassungsrechtliche Zulassigkeit

Bereits das Personenbeforderungsgesetz vermittelt durch die
an die Spitze des Gesetzes gestellte Aufzahlung der einzel-
nen Verkehrsarten (§ 2 I Nr. 1 bis 4 PBefG) die Intention des
Gesetzgebers, dass die Personenbeforderung in Deutschland
nur durch die abschlieflend klassifizierten, zulassigen Bedien-
formen stattfindet. Andere Beforderungsarten, die diesen
nicht entsprechen und sich diesen Verkehrsformen nicht zu-
ordnen lassen, sind grundsatzlich nicht genehmigungsfahig
und damit verboten, denn es gilt —wie das Bundesverfas-
sungsgericht13 schon sehr frith klarstellte —das „Prinzip des
geschlossenen Kreises der zugelassenen Formen entgeltli-
cher Personenbeforderung mit Kraftfahrzeugen". Diese
Grundsatzentscheidung hatte zur Folge, dass seitens der
Rechtsprechung und Literatur den alternativen Bedienformen
mit Skepsis begegnet wurde14. Die Unterwerfung typischer
Beforderungsarten und —formen an unterschiedliche Vor-
schriften ist emn teils erheblicher Eingriff in die Berufsaus-
Obungsfreiheit. Gerechtfertigt sind die Eingriffe nur durch
den Sinn und Zweck der Typisierung. Dieser besteht in einer
optimalen Deckung des unterschiedlichen Bedarfs des of-
fentlichen Linien- und Gelegenheitsverkehrs und zugleich der
Gewahrleistung der Wirtschaftlichkeit jeder der Arten und
Formen15.

1 .2.2.2 Kein Drittschutz im „geschlossenen Kreis"

Oberwiegend sind seitens der Rechtsprechung den Vorschrif-
ten des Personenbeforderungsgesetzes keine drittschutzen-
den Wirkungen zuerkannt worden, vielmehr sollen diese
Oberwiegend lediglich offentlichen lnteressen dienen:

Drittschutz vermitteln grundsatzlich nur solche Vorschriften,
die nach dem in ihnen enthaltenen, durch Auslegung zu er-
mittelnden Entscheidungsprogramm fur die Behorden auch

13 BVerfG, Beschl. v. 7.4.1964 - 1 BvL 12/63, juris, Rn. 20.
14 Nds0VG, Urt. v. 21.2.1972 - VI OVG A 76/71, DOV 1973, 247; BayOLG, Beschl.

v. 29.6.2000 - 3 Ob0Wi 51/2000, juris, Rn. 9 f.; BVerwG, Urt. v. 12.12.2013
- 3 C 30/12, juris, Rn. 33.

15 Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 2 Rn. 51.
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der Rucksichtnahme auf lnteressen eines individualisierba-
ren, d.h. sich von der Allgemeinheit unterscheidenden Perso-
nenkreises dienen. Die Norm muss - zumindest auch - dem
Schutz von lndividualinteressen derart zu dienen bestimmt
sein, dass die Trager der Individualinteressen die Einhaltung
des Rechtssatzes verlangen konnen18.

Drittschutz wurde folgerichtig im PBefG hauptsachlich Lini-
enverkehrsunternehmen zuerkannt, da diese Unternehmen
den offentlichen Verkehrsinteressen dienen und der Erhalt
der unternehmerischen Leistungsfahigkeit von offentlichen
Verkehrsinteressen umfasst i5t17. Dies gilt freilich nur fur Li-
nienverkehrsunternehmen, welche Aufgaben der offentli-
chen Daseinsvorsorge wahrnehmen, d.h. beispielsweise
nicht Hop-On-Hop-Hoff-Stadtrundfahrten18.

Im Gegensatz dazu wurde von der Rechtsprechung Dritt-
schutz fur den Gelegenheitsverkehr Oberwiegend nicht zuer-
kannt18. Auch soweit das Merkmal der Bedrohung des ortli-
chen Taxengewerbes in seiner "Funktionsfahigkeit" gernail
§ 13 IV 1 PBefG, die begrifflich die Existenzfahigkeit des art-
lichen Taxengewerbes einschlieIt, betroffen ist, soli dies
nach einer alteren Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts allein offentlichen Verkehrsinteressen, nicht aber
dem Konkurrentenschutz dienen und schutzt die bereits in
dem Beruf Tatigen nicht vor wirtschaftlich spurbarer - auch
harter - Konkurrenz und vor den wirtschaftlichen - bis zum
moglichen finanziellen Ruin reichenden - Risiken dieses Be-
rufes20.

Diese Entscheidungen betrafen jedoch FaIle, die sich jeweils
- Rechtsschutzsuchender wie Drittbegunstigter der jeweils
angegriffenen Behordenentscheidung - innerhalb des ge-
schlossenen Kreises zugelassener Personenbeforderungen
abspielten. Meist ging es urn Taxenunternehmer/lnnen, die
sich gegen Genehmigungen fur Konkurrenten nach
§ 47 PBefG oder § 49 PBefG wehren wollten. Soweit das
Bundesverwaltungsgericht im Zusammenhang rnit § 13 IV 1

16 BVerwG, Urt. v. 14.3.2013 —7 C 34.11, juris, Rn. 32,38 f.
17 OVG Rh.-Pf., Urt. v. 29.2.2000 —7 A 11343/99, juris, Rn. 31.
18 BayVGH, Urt. v. 1.6.2011 — 11 B 11.332, juris, Rn. 57.
19 Vgl. etwa: BVerwG, Urt. v. 28.06.1963 —VII C 139/61, juris, Rn. 24; OVG NRW,

Urt. v. 1.2.1980 — 13 A 1509/79, juris, Rn. 2, 10; VG Munchen, Gerichtsbeschl.
v. 26.3.2009 — M 23 K 07.405, juris, Rn. 18 f.; BayVGH, Beschl. v. 10.4.1984
— 11 CE/CS 84 A.628, NJW 1985, 758 (758).

20 BVerwG, Urt. v. 15.4.1988 —7 C 94.86, juris, Rn. 9.
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PBefG von dem fehlenden Schutz vor harter wirtschaftlicher
Konkurrenz bis zum moglichen finanziellen Ruin spricht, be-
zieht sich dies allein auf die Konkurrenz durch andere lnhaber
von Taxigenehmigungen, d.h. von Konkurrenz innerhalb des
geschlossenen Kreises zugelassener Personenbeforderun-
gen.

Dem liegt die Annahme zugrunde, dass die Vorschriften des
PBefG eine ausreichende Abgrenzung der einzelnen Bedien-
formen gewahrleisten und so auch einem grundsatzlich zu
gewahrenden Schutz gegen Wettbewerb der Bedienformen
untereinander21 genugen.

Der Verwaltungsgerichtshof Munchen bringt dies in aller
Deutlichkeit auf den Punkt:

„Nach dem Personenbeforderungsgesetz ist der
Verkehr mit Taxen (§47 PBefG) und Mietwagen (§49
IV PBefG) unterschiedlich geregelt und derart
voneinander abgegrenzt, dag beide Verkehrsfornnen
rechtlich nebeneinander bestehen konnen. Die
Unterschiede zwischen dem Gelegenheitsverkehr mit
Droschken und mit Mietwagen erfordern sogar aus
verfassungsrechtlichen Grunden verschiedene
gesetzliche Regelungen der
Zulassungsvoraussetzungen (BVerfGE 11, 168 = NJW
1960, 1515). Schon deshalb kann emn
Taxenunternehmer nicht in semen Rechten verletzt
sein, wenn die Behorde einem anderen Unternehmer
die Genehmigung zum Gelegenheitsverkehr mit
Mietwagen erteilt. Halt sich der
Mietwagenunternehmer an die ihm auferlegten
gesetzlichen Verpflichtungen, dann befriedigt er
Verkehrsbedurfnisse, die sich - ungeachtet gewisser
Ahnlichkeiten - grundsatzlich von denen
unterscheiden, denen der Droschkenverkehr dient. Bei
rechtmagigem Verhalten k6nnen beide Formen des
Gelegenheitsverkehrs nebeneinander bestehen, ohne
dal dabei eine unmittelbare, vollstandige
Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation eintritt."22
[Hervorhebungen durch uns, Fuger & Kollegen]

Das Bundesverfassungsgericht wiederum hat in dem hier zi-
tierten Taxibeschluss festgestellt:

„Es lagt sich also nicht sagen, dag an Existenz und
Funktionieren dieser Form Wietwagenverkehrl des

21 Vgl. Nds0VG, Urt. v. 19.9.2007 —7 LC 208/04, juris, Rn. 36 ; Heinze/Fehling/Fied-
ler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 2, Rn. 51.

22 BayVGH, Beschl. v. 10.4.1984 —Nr. 11 CE/CS 84 A.628, NJW 1985, 758.
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Gelegenheitsverkehrs emn itherragendes Interesse der
Allgemeinheit besteht. Sie stellt aber auch keine
bedrohlicheKonkurrenzfiir andereVerkehrszweigedar,
an denen die Gemeinschaft emn solches Interesse hat.
Das ergibt sich zum Teil aus der Natur der Sache (etwa
im Verhaltnis des Mietwagenverkehrs mit
Personenkraftwagen zum Linienverkehr und zur
Eisenbahn), zum Tell erweist es die Erfahrung
(Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen
gegentiberDroschken)."23 [Erganzungen und Hervorhe-
bungen durch uns, Fuller & Kollegen]

1.2.2.3 Tendenz zu Drittschutz

Die genannte Ablehnung von Drittschutz fur Taxenunterneh-
mer/Innen durch die Rechtsprechung geht an der rechtlichen
Eigenart dieses Falls vorbei. Einerseits geht es hier nicht da-
rum, dass sich der Antragsteller gegen Konkurrenz innerhalb
des geschlossenen Kreises der Verkehrsformen zur Wehr set-
zen mochte. lhm geht es vielmehr darum, dass er aus Grun-
den des Allgemeinwohls zahlreichen Beschrankungen unter-
worfen und so in seiner Berufsausubungsfreiheit beeintrach-
tigt ist, wahrend die Beigeladene vielen dieser Beschrankun-
gen nicht unterliegt. Es geht nicht urn die Abwehr von har-
tern - aber fair-gleichartigem - Wettbewerb, sondern urn die
Abwehr von unfairer Konkurrenz. Dass die Beigeladene keine
Konkurrenz fur den Antragsteller darstellt, lasst sich mit der
bisherigen Rechtsprechung gerade nicht sagen. Denn diese
Rechtsprechung stutzte sich auf die (saubere) Trennung der
Verkehre im geschlossenen Kreis der gesetzlichen Typisie-
rung und kann aus diesem Grund auf den vorliegenden Fall
keine Anwendung finden.

Andererseits ist die Annahme von Drittschutz fur Taxenun-
ternehmer/Innen auch innerhalb der gesetzlichen Typisierung
kein Novum; zugleich ergeben sich wichtige Fingerzeige da-
fur, in welchen Konstellationen und inwiefern doch Konkur-
renzschutz sachgerecht ist

Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen Hell in ei-
nem Beschluss zu Sondervereinbarungen zu Taxitarifen ge-
mall § 51 II PBefG noch offen, ob der Norm Drittschutz zu-
kommt24. Es betont, dass der Versagungsgrund des § 51 ll
Nr. 2 PBefG - eine Storung der Ordnung des Verkehrsmark-
tes - dann zu bejahen sein wurde, wenn die vereinbarten

23 BVerfG, Beschl. v. 8.6.1960 -1 BvL 53/55, juris Rn. 72.
24 OVG NRW, Besch. 21.4.2016 — 13 B 1450/15, juris, Rn. 18.
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Sondertarife nicht auskommlich waren oder aber Sonderver-
einbarungen die Unauskommlichkeit der Entgelte im Pflicht-
fahrbereich zur Folge hatten. Es erwog insbesondere die
Mi5glichkeit, dass die Unauskommlichkeit der Sonderverein-
barungen auch diejenigen TaxiunternehmerInnen in eigenen
Rechten verletzen konnte, welche nicht Teil der Sonderver-
einbarung sind. Fur solche Taxiunternehmer/Innen konnte
§ 51 II Nr. 2 PBefG drittschutzende Wirkung entfalten, wenn
durch eine Sondervereinbarung die Auskommlichkeit der Ein-
nahmen im Pflichtfahrbereich gefahrdet ware und sah ledig-
lich diese tatsachliche Anforderung als nicht glaubhaft ge-
macht an.

Das Verwaltungsgericht Freiburg stellte zu dieser Frage fest:

"Dies bedeutet, dass § 51 II PBefG nur insoweit
drittschutzende Wirkung entfaltet, als die
Auskommlichkeit der Tarife im Pflichtbereich gewahrt
bleiben muss. Ober den Schutz der Verkehrsanbieter in
ihrer Gesanntheit hinaus kann nur der einzelne
Taxiunternehmer die Verletzung eigener Rechte geltend
machen, namlich dann, wenn es durch die Umsetzung
einer Sondervereinbarung zu derartigen Verwerfungen
und Verschiebungen auf dem Verkehrsmarkt kommt,
dass die Nachf rage nach Beforderungen im
Pflichtfahrbereich nur noch von marginaler Bedeutung
ist und deshalb insbesondere die durch die
Rechtsverordnung festgelegten Entgelte nicht mehr
auskommlich im Sinne von § 39 II PBefG sind."25

Das Niedersachsische Oberverwaltungsgericht geht schliefl-
lich davon aus,

„[dass] eine Unterscheidung und Zuordnung nach exak-
ten Kriterien f...] notwendig [ist], weil sich der Wettbe-
werb innerhalb der jeweiligen Verkehrsart unter unter-
schiedlichen rechtlichen Bedingungen vollzieht."26

Wenn sich danach der Wettbewerb innerhalb der passenden
- weil der jeweiligen Verkehrsart entsprechenden - rechtli-
chen Bedingungen abspielen soli, so heat das auch, dass die
Typisierungen des PBefG einen Schutz vor Wettbewerb
durch die jeweils anderen Verkehrsformen bewirken so11en27.

25 VG Freiburg, Urt. 11.9.2008 - 2 K 1256/07, juris.
26 Nds0VG, Urt. v. 19.9.2007 - 7 LC 208/04, juris, Rn. 36.
27 Hieraus ebenfalls Drittschutz ableitend Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG,

§ 2 Rn. 51.
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1.2.3 Die Funktion von § 2 VI und § 2 VII PBefG: „Anything goes"
im Personenbeforderungsrecht?

Die Vorschrift des § 2 VII PBefG erweitert die Genehmigungs-
fahigkeit von Bedienformen, die vom Prinzip des „geschlosse-
nen Kreises der zugelassenen Formen der entgeltlichen Perso-
nenbeforderung" abweichen. Im Unterschied zu den abschlie-
fiend aufgezahlten Formen entgeltlicher Personenbef6rderung
ist die Experimentierklausel gerade dadurch gekennzeichnet,
dass an eine auf dieser Grundlage durchgefuhrte Personenbe-
forderung nur geringe rechtliche Anforderungen gestellt wer-
den, urn die Erprobung einer neuen Verkehrsart nicht von Be-
ginn an zu vereiteln und sie somit letztendlich wie eine Befor-
derungsart auf Grundlage des § 2 VI PBefG zu behandeln. Hie-
raus und aus der einzig in der Norm genannten Einschrankung
des Entgegenstehens offentlicher Verkehrsinteressen ist zu
schlussfolgern, dass gerade dieser Einschrankung emn Oberra-
gendes Gewicht beigemessen werden muss. Denn durch diese
soil nach ihrem Sinn und Zweck sichergestellt werden, dass die
im Unterschied zur Experimentierklausel genannten klassischen
Bedienformen mit den an sie gestellten restriktiven Anforderun-
gen gegenuber einer neuen Bedienform - mit weitgehender
Ausubungsfreiheit - und im Gefuge der entgeltlichen Personen-
beforderung vor dem Hintergrund der funktionierenden Perso-
nenbeforderung bestehen Omen. Das setzt voraus, dass das
Tatbestandsmerkmal einer neuen Verkehrsform eng ausgelegt
wird.

Im umgekehrten Fall waren die klassischen Bedienformen
schutzlos gegeniiber neu zugelassenen Marktteilnehmern. Denn
einmal behordlicherseits zugelassen, ist auch Ober den Weg des
Zivilrechtes kein Vorgehen gegen diese Bedienformen (mehr)
mog1ich28. Es obliegt vielmehr der Genehmigungsbehorde, den
ansonsten durch den geschlossenen Kreis entgeltlicher Perso-
nenbeforderung vermittelten Schutz der Verkehre untereinan-
der nicht durch eine Genehmigung zu durchbrechen, welche
den Tatbestand eines neuen Verkehrs im Sinne des
§ 2 VII PBefG gar nicht erfullt. Da die Typisierung der klassi-
schen Bedienformen (auch) dem Schutz der einzelnen Leis-
tungserbringer dient und § 2 VII PBefG diesen geschlossenen

28 BGH, Urt. v. 24.9.2013 —I ZR 73/12, juris, Rn. 10.
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Kreis durchbricht, ist die Norm selbst, mithin auch die Tatbe-
standsmerkmale eines neuen Verkehrs und das Vorliegen einer
Erprobung, drittschutzend.

Das Tatbestandsmerkmal des Entgegenstehens offentlicher
Verkehrsinteressen beinhaltet darijber hinaus emn subjektiv stif-
fentliches Element, welches durch die Erteilung der Genehmi-
gung moglicherweise verletzt ist, so dass die Klagebefugnis des
Klagers zu bejahen ist. Im Vordergrund stehen zwar die Belange
der Allgemeinheit an einer geordneten, das offentliche Ver-
kehrsbedurfnis befriedigenden Verkehrsbedienung. Das schlieflt
hingegen nicht aus, dass auch die lnteressen der vorhandenen
Verkehrsunternehmen an der Erhaltung der Leistungsfahigkeit
ihrer Unternehmen von diesem Schutz erfasst werden, weil nur
dadurch eine geordnete und zuverlassige Verkehrsbedienung
gewahrleistet ist: Nur wenn (und soweit) der regulierte Markt
der unter strikten Randbedingungen operierenden und zugelas-
senen Marktteilnehmer durch das Experiment nicht substantiell
gestort wird, kann er die ihm auferlegte Funktion (unbehindert)
erfullen Das gilt umso mehr, als dass hier keine Streitigkeit auf-
grund der Genehmigungserteilung hinsichtlich zweier klassi-
scher (konkurrierender) Bedienformen vorliegt, sondern eben
aufgrund der sehr offen gestalteten Experimentierklausel und
folglich urn einen Eingriff von augen in den „geschlossenen
Kreises der zugelassenen Formen der entgeltlichen Personenbe-
forderung". Die hiervon ausgehenden Auswirkungen sind nicht,
oder jedenfalls nur gering, abschatzbar, weswegen emn erhohter
Schutz der tatigen Verkehrsunternehmen zur Sicherstellung der
funktionierenden Verkehrsbedienung aus § 2 VII PBefG folgt.

1.2.4 Der vorliegende Fall und die von der Antragsgegnerin zitierte
Rechtsprechung

Soweit also die Antragsgegnerin unter Verweis auf die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts29, des Oberverwal-
tungsgerichts Nordrhein-Westfalen30, des Verwaltungsgerichts
Munchen31 und das Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes32
eine (moglichen) Verletzung des Antragstellers in eigenen Rech-
ten verne1nt33, so kann diesem Vortrag nicht gefolgt werden.

29 BVerwG, Urt. v.28.6.1963 - VII C 139/61, juris, Rn. 24.
3° OVG NRW, Urt. v. 1.2.1980 - 13 A 1509/79, juris, Rn. 2, 10.
31 VG Munchen, Gerichtsbeschl. v. 26.3.2009 - M 23 K 07.405, juris, Rn. 18 f.
32 BayVGH, Beschl. v. 10.4.1984 -11 CE/CS 84 A.628, NJW 1985, 758 (758).

Schriftsatz der Antragsgegnerin v. 29.1.2019, S.10.
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Denn den genannten Entscheidungen liegen andere Sachver-
halte zugrunde, die sich von dem hiesigen wesentlich unter-
scheiden, da hier gerade keine Genehmigungserteilung zur
Durchfuhrung einer klassischen Beforderungsart vorliegt, son-
dern die Rechtsgrundlage der erteilten Genehmigung die Expe-
rimentierklausel des § 2 VII PBefG darstellt.

Abgesehen von den sich wesentlich unterscheidenden Sachver-
halten beruht die genannte Rechtsprechung bereits auf der
grundlegenden Annahme, dass das Personenbeforderungsge-
setz Taxen und den anderen Gelegenheitsverkehr unterschied-
lich regelt und derart voneinander abgrenzt, dass die Verkehrs-
formen rechtlich nebeneinander bestehen konnen34. Fine solche
- und die Klagebefugnis des Klagers ausschliellende - Abgren-
zung liegt bei einer Genehmigung aufgrund der Experimentier-
klausel des § 2 VII PBefG jedoch nicht ohne weiteres vor, da
deren rechtlichen Anforderungen allein nicht geeignet sind, die
Trennung verschiedener Verkehre sicherzustellen. Die Tren-
nung kann nur durch den konkreten Inhalt der jeweiligen Ge-
nehmigung erfolgen. Jede Genehmigung nach § 2 VII PBefG
muss sich im Gegenzug auch daran messen lassen, ob sie den
Zweck dieser Trennung erfullt.

2 Begrundetheit

Der Antrag auf Wiederherstellung ist begrundet, denn das Ausset-
zungsinteresse des Antragstellers Oberwiegt das Vollzugsinteresse
an der verfahrensgegenstandlichen Genehmigung. Denn der Rechts-
behelf wird in der Hauptsache aller Voraussicht nach Erfolg haben,
da die Genehmigung rechtswidrig ist und den Antragsteller gernag
§ 113 I 1 VwG0 in eigenen Rechten verletzt:

Der Verkehr der Beigeladenen erfullt schon nicht den Tatbestand des
§ 2 VII PBefG (sogleich 2.1.1). Die der Beigeladenen mit Bescheid
vom 9. Februar 2018 erteilte Genehmigung verstollt daruber hinaus
gegen das in § 2 VII PBefG enthaltene Verbot des Entgegenstehens
offentlicher Verkehrsinteressen (anschlieflend 2.1.2). Auch steht der
erteilten Genehmigung entgegen, dass die gesetzlich intendierte
Erprobung einer neuen Bedienform bereits an anderer SteIle
zugelassen worden ist (nachfolgend 2.1.3). Zumindest ist die
Entscheidung jedoch ermessensfehlerhaft, da gewichtige Belange
nicht mit in die Entscheidung eingeflossen sind (abschliellend 2.1.4).

' BayVGH, Beschl. v. 10.4.1984 —11 CE/CS 84 A.628, NJW 1985, 758 (758).
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Auch verletzt die Genehmigung den Antragsteller in eigenen Rechten
(abschlieRend 2.5).

2.1 Keine Tatbestandsmafligkeit von § 2 VII PBefG

Soweit emn Verkehr einer der typisierten Formen des Linien- oder
Gelegenheitsverkehrs entspricht, ist eine Genehmigung nach Mall-
gabe der jeweiligen Vorschriften zu erteilen. § 2 VI PBefG betrifft
hingegen FaIle, in denen die Beforderung Merkmale einer typi-
schen Beforderungsart oder -form verfehlt, wobei die Beforde-
rungsleistung danach denjenigen gesetzlichen Voraussetzungen
und Anforderungen an einen gesetzlichen Typ und nur diesem un-
terworfen ist, deren Anwendung auf sie dem Sinn und Zweck der
Typenbildung am besten entspricht35. Mit der Experimentierklau-
sel des § 2 VII PBefG kann eine Erprobung ansonsten nicht vom
PBefG erfassbarer oder sonst nicht genehmigungsfahiger Ver-
kehre zugelassen, mithin das Personenbeforderungsrecht fur neue
wirtschaftliche, gesellschaftliche und verkehrspolitische Entwick-
lungen offengehalten werden36. Vor einer Genehmigung nach
§ 2 VII PBefG ist also in einem ersten Schritt zu prufen, ob der
Verkehr nach einem gesetzlichen Typ zu genehmigen ist. Sodann
ist bei einer Verfehlung bestimmter gesetzlicher Merkmale erst
§ 2 VI PBefG anzuwenden und nur wenn auch danach eine Ge-
nehmigung ausscheidet, kann der Tatbestand des § 2 VII PBefG
eroffnet sein.

Danach ist zu konstatieren, dass Ride-Pooling-Beforderungen sich
ohne weiteres der gesetzlichen Typisierung des PBefG entspre-
chend genehmigen lassen, da sie eine mogliche Art der Beforde-
rung auf Grundlage einer Taxikonzession gema13 § 47 PBefG sind.
Sogar die Antragsgegnerin geht explizit davon aus, dass Ride-Poo-
ling-Beforderungen im Rahmen einer Taxikonzession ohne zusatz-
liche Genehmigungen zulassig sind. Es kann mithin nicht die Rede
davon sein, dass der Verkehr der Beigeladenen die Anwendung
einer Ausnahme vom geschlossenen Kreis der zugelassenen Be-
forderungen erfordert.

Soweit diesem auf der Hand liegenden Ergebnis mit dem Argu-
ment entgegen getreten wird, dass die Beigeladene nur be-
stimmte, aber nicht alle Merkmale einer Beforderung mit Taxen
erfullt, kann dies nicht Oberzeugen. Zwar erlaubt eine Taxikonzes-
sion beispielsweise auch das Bereithalten an Taxistanden oder das

35 Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 2 Rn. 53.
36 Bauer, PBefG, 2010, § 2 Rn. 30.
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Herbeiwinken von Taxen, doch fur die Zuordnung zu einem Ver-
kehr kommt es nicht darauf an, ob eine konkrete Beforderung die
voile Bandbreite der Moglichkeiten der ihr zugrundeliegenden Ge-
nehmigung ausnutzt.

Selbst wenn man fur die Anwendbarkeit von § 47 PBefG verlan-
gen wurde, dass der Betrieb der Beigeladenen die voile Bandbreite
der Moglichkeiten der ihr zugrundeliegenden Genehmigung aus-
nutzen musse, so bliebe allenfalls Raum fur eine Genehmigung
nach § 2 VI i.V.m § 47 PBefG und damit unter Anwendung der
auch fur den Antragsteller geltenden Regelungen, was auch dem
Rechtsschutzbegehren des Antragstellers entsprechen wurde.

Fur die dazu vorzunehmende Bewertung, ob § 2 VI PBefG im Zu-
sammenhang mit § 47 oder § 49 PBefG Anwendung findet, ist
keine rein mathematische Zuordnung nach der Anzahl der fur die
eine oder andere Verkehrsart sprechenden Merkmale vorzuneh-
men. Vielmehr ist eine wertende Betrachtung erforderlich, da den
verschiedenen Merkmalen, die sich fur die Ahnlichkeit mit der ei-
nen oder anderen Verkehrsart anfuhren lassen, emn unterschiedli-
ches Gewicht zukommt37. Die Beforderungsleistung ist somit den-
jenigen gesetzlichen Voraussetzungen und Anforderungen an ei-
nen gesetzlichen Typ unterworfen, deren Anwendung auf sie dem
Sinn und Zweck der Typenbildung am besten entspricht38.

Mietwagenverkehr ist Beforderung mit Personenkraftwagen, die
im Ganzen fur Fahrten gemietet sind, deren Zweck, Ziel und Ab-
lauf der Mieter bestimmt, wenn die Beforderung nicht die Merk-
male des Taxenverkehrs erfullt und nicht zu Verwechslung mit
diesem Anlass 9ibt38. Es ist erneut zu betonen, dass Ride-Pooling-
Beforderungen Taxiverkehr sind, denn sie werden zulassig im Rah-
men des Taxigewerbes ausgefuhrt. Dahingehend sind sich Antrag-
steller und Antragsgegnerin einig, dies entspricht auch § 7 I der
Taxenordnung. Auch abgesehen davon ist der Zweck der Typisie-
rung - hier: der Abgrenzung von § 47 PBefG und § 49 PBefG -
die Wettbewerbslage des Taxigewerbes zu schutzen, wie sich aus
§ 49 IV PBefG ergibt40. Eine Zuordnung zum Mietwagenverkehr
kann sich somit nicht daraus ergeben, dass die Beigeladene nur
einen Tell der mit einer Taxigenehmigung moglichen Beforderun-
gen anbieten mochte und etwa ihre Fahrzeuge nicht an Taxistan-
den bereithalten will, denn der genannte Zweck des Schutzes des

37 Nds0VG, Urt. v. 19.9.2007 - 7 LC 208/04, juris, Rn. 35.
38 Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 2 Rn. 53.
39 Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 49 Rn. 2.
40 Heinze/Fehling/Fiedler, 2. Aufl. 2014, PBefG § 49 Rn. 20.
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Taxigewerbes ware mit der in dieser Hinsicht nur teilweisen Kon-
kurrenz in keiner Weise gefordert.

Die Auflage, wonach die Annahme der BefOrderungsauftrage nur
am Betriebssitz erfolgt, vermag auch keine durchgreifende Ahn-
lichkeit zu § 49 IV PBefG zu rechtfertigen. Gemall
§ 49 IV 2, 3 PBefG muss die Annahme der Auftrage zur Beforde-
rung mit einem Mietwagen am Betriebssitz erfolgen und kann
dann in einem zweiten Schritt fernmundlich Obermittelt werden.
Diesen Anforderungen wird die Bestellung eines Fahrzeuges mit-
tels Smartphone-App nicht gerecht41. Dies ist im Fall der Beigela-
denen auch nicht deshalb anders zu sehen, weil die Auftrage nach
Auskunft der Beigeladenen nicht unmittelbar per App an die Fahrer
verteilt werden, sondern am Betriebssitz eingehen und von dort
Ober den Disponenten an die Fahrer verteilt werden42. Denn damit
ist nicht dargelegt, dass der Betriebssitz in relevanter Weise in die
Auftragsvergabe eingebunden wird. Dies ist aber Voraussetzung
dafOr, dass § 49 IV 2, 3 PBefG noch eine Relevanz hinsichtlich
der Unterscheidung von Taxi- und Mietwagenverkehr zukommen
kann. Denn nur well historisch gesehen die Annahme der Befor-
derungsauftrage am Betriebssitz eine Abgrenzung der Verkehre
gewahrleistet hat, ist damit noch nichts fur die Abgrenzung bei
Nutzung moderner Kommunikationstechnologien gewonnen43. Al-
lein die heutigen Nutzungsbedingungen sind aber die Grundlage
fur die Wertung, welche im Rahmen der Abgrenzung vorzunehmen
ist. Hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals femmeindlich ist zu
konstatieren, dass hierdurch nicht der Einsatz anderer Fernkom-
munikationsmittel zur Obermittlung ausgeschlossen wird. Jedoch
gebietet die Vorschrift, dass die Weiterleitung des Auftrages nicht
automatisch durch Einsatz entsprechender technischer Mittel er-
folgt, die den Zweck der Vorschrift, die Abgrenzung des Miet-
vom Taxenverkehr, konterkariert. Unmittelbar oder automatisch
ist aber auch eine Weiterleitung durch einen Disponenten, wenn
dessen Entscheidungsgewalt nur formal ist und keinen Mehrwert
im Betriebsablauf jenseits der wortlautgetreuen Erf0Hung des Ge-
setzeswortlauts hat. Die Zulassung einer unmittelbaren Weiterlei-

41 So zur App des Fahrdienstleisters Uber „Uber Black" bereits LG Berlin, Urt. v.
9.2.2015 - 101 0 125/14, juris, Rn. 42; bestatigt durch BGH, Urt. v. 13.12.2018
- I ZR 3/16, noch nicht veroffentlicht.

42 Schriftsatz der Beigeladenen v. 8.2.2019, S. 24.
43 Man bedenke an der SteIle, dass das Urteil des BVerfG, wonach es die Erfahrung

erweise, dass „Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen gegenuber Droschken"
keine Konkurrenz darstelle, knapp 60 Jahre alt ist. Vgl. BVerfG, Beschl. v. 8.6.1960
- 1 BvL 53/55, juris, Rn. 72.
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tung eines Kundenauftrages an den Mietwagenfahrer fart zu ei-
ner unzulassigen Verwischung zwischen Mietwagen- und Taxen-
verkehr, da sie dem Fahrgast ermoglicht, einen Mietwagenfahrer
- wie einen Taxifahrer - unmittelbar herbeizurufen, ohne tatsach-
lich den „Urnweg" Ober die Betriebsstatte zu gehen44. Die syste-
nnatische Auslegung von § 49 IV 2, 3 PBefG als Abgrenzungs-
merkmal zur unmittelbaren Auftragsentgegennahme im Taxige-
werbe gebietet es daher, dass am Betriebssitz eine tatsachliche
Disposition erfolgt. Wenn die Disposition am Betriebssitz erfolgen
soll, so ist damit die computerisierte Disposition nicht gemeint,
denn diese ist komplett ortsunabhangig. Es kann mithin nur eine
menschliche Disposition gemeint sein. Was damit in heutiger Zeit
und zum heutigen Stand der Technik an sachgerechter Unterschei-
dung von Verkehren gewonnen sein soil, ist nicht ersichtlich.
§ 49 IV 2, 3 PBefG durfte als Abgrenzungsmerkmal technisch
Oberholt sein. Soweit man die Vorschrift dennoch zu einer Unter-
scheidung der Verkehre heranziehen mochte, muss sie entspre-
chend ihres Zweckes dahingehend ausgelegt werden, dass eine
tatsachliche Disposition am Betriebssitz erfolgt, die mehr ist als
eine (menschliche) Bestatigung des Ergebnisses eines computeri-
sierten Algorithmus. In technischer Hinsicht bereitet es - man
nehme etwa Uber oder MOIA als Beispiel - keine Schwierigkeiten,
die Vermittlung direkt Ober die App vorzunehmen. Folglich ist da-
von auszugehen, dass die technisch genauso weit entwickelte
App der Beigeladenen dazu auch problemlos in der Lage ware und
die Einschaltung eines Disponenten aus diesem Grundkeinen An-
haltspunkt fur eine sachgerechte Trennung des Verkehrs der Bei-
geladenen und dem Taxigewerbe liefert. Durch die grofle Flotte
von 50 Fahrzeugen, die sich bestandig durch Zufallsstreuung der
eingehenden Auftrage im Stadtgebiet verteilen, stellt die Ruck-
kehrpflicht der Beigeladenen zum Betriebssitz auch keine sachge-
rechte Trennung zum Taxigewerbe dar. Durch den beschriebenen
Effekt werden die Fahrzeuge - wie Taxen - im Stadtgebiet bereit-
gehalten.

2.2 Entgegenstehen offentlicher Verkehrsinteressen

Der erteilten Genehmigung stehen offentliche Verkehrsinteressen
im Sinne des § 2 VII PBefG entgegen.

' LG Berlin, Urt. v. 9.2.2015 — 101 0 125/14, juris, Rn. 52; Bauer, PBefG, 1. Aufl.
2010, § 49 Rn. 18.
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Durch diese Einschrankung in § 2 VII PBefG soli nach ihrem Sinn
und Zweck sichergestellt werden, dass die im Unterschied zur Ex-
perimentierklausel genannten klassischen Bedienformen mit den
an sie gestellten restriktiven Anforderungen gegenuber einer
neuen Bedienform - mit weitgehender Ausubungsfreiheit - und
im Gefuge der entgeltlichen Personenbef6rderung vor dem Hinter-
grund der funktionierenden Personenbeforderung bestehen Icon-
nen. lnsoweit ist an die in § 2 VII PBefG genannte Einschrankung
des Entgegenstehens offentlicher Verkehrsinteressen geringere
Anforderungen fur eine Bejahung zu stellen, als dies teilweise in
diesem oder anderen Gesetzen bei dem Tatbestandsmerkmal der
Beeintrachtigung Mfentlicher Verkehrsinteressen der Fall ist:

Entgegen der Beteuerungen, das Angebot der Beigeladenen
schliefle eine Lucke in den vorhandenen Verkehren zwischen Taxi
und Bus ist es so, dass die Etablierung von Ride-Pooling-Diensten
auf Kosten des Taxigewerbes geht, ebenso wie auch des Cibrigen
offentlichen Personennahverkehrs. Dies steht offentlichen Ver-
kehrsinteressen in zweierlei Hinsicht entgegen: Inn Gegensatz zu
Taxen deckt das Beforderungsangebot der Beigeladenen weder
das gesamte Bediengebiet, noch die gesamte Bedienzeit ab. Das
Angebot konzentriert sich auf lukrative Gebiete und Zeiten und
kann so die aus Grunden des Allgenneinwohls notige und nach
dem PBefG gebotene zuverlassige Versorgung - im Gegensatz
zum Taxigewerbe - nicht Cibernehmen. Durch die Etablierung in
den Teilen des Marktes, die am lukrativsten sind, tritt durch die
Beeintrachtigung dieser Marktsegmente eine Schwachung des Ta-
xigewerbes emn und gefahrdet damit die Versorgung jenseits der
lukrativen Kerngebiete und -zeiten. Andererseits ziehen Angebote
wie die der Beigeladenen Nachfrage von Bus und Bahn ab und
sorgen unterm Strich fur mehr und nicht fur weniger Verkehr. Dies
ist auch nicht die alleinige Ansicht des Antragstellers und wird
vermehrt aus Stinnmen der Politik getei1t45. Zwar ist die hier ver-
fahrensgegenstandliche Genehmigung in ihrem Umfang und damit
auch in ihrem Einfluss auf den gesamten Verkehrsmarkt begrenzt.
Gleichwohl ist zu konstatieren, dass die Etablierung der neuen Be-
dienformen am Markt - ganz im Gegensatz zu einer blollen „Er-
probung", nicht nur der Beigeladenen und nicht nur in Hamburg -

45 Siehe bspw. https://www.bz-berlin.de/berlin/abgeordnete-sehen-verkehrswende-
durch-sammelfahrdienste-in-gefahr. Der Berliner SPD-Politiker Schopf verweist in dem
Zusammenhang auf Untersuchungen aus den USA, laut denen 61 % der
Sharingdienst-Nutzer auf Bus, Bahn und Tram umsteigen warden, wenn es die
Pooling-Dienste nicht gabe.
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schon weit voran geschritten ist. In der Konsequenz dessen ste-
hen jeder weiteren Etablierung aufgrund der negativen Vorbildwir-
kung und unabhangig von deren Intensitat offentliche Verkehrsin-
teressen entgegen.

2.3 Verstog gegen die Erprobungsklausel des § 2 VII PBefG

Die erteilte Genehmigung ist rechtswidrig, da sie gegen die Erpro-
bungsklausel des § 2 VII PBefG verstogt. Denn sie lasst eine Per-
sonenbeforderung im gleichen Umfang zu, die bereits an anderer
SteIle genehmigt worden ist.

Nach der Intention der Vorschrift dient 5 2 VII PBefG der prakti-
schen Erprobung neuartiger Bedienformen. Hierunter sind aber
nicht solche Arten der Personenbeforderung zu fassen, die we-
sensgleich an anderer SteIle bereits erprobt werden oder erprobt
worden sind, da damit der Sinn und Zweck einer Erprobung ent-

Ein solcher Fall liegt hier aber vor: Das Bedienkonzept der
Beigeladenen ist in mehreren Stadten identisch und auch die Rah-
menbedingungen unterscheiden sich nicht wesentlich, einzig die
Anzahl der Fahrzeuge - aber jedenfalls nicht das Verhaltnis zu
anderen Bedienfornnen - unterscheidet sich. Damit liegt hier je-
doch keine Erprobung im Sinne des § 2 VII PBefG mehr vor, son-
dern lediglich die - vom Gesetzgeber nicht intendierte" - Etablie-
rung der in anderen Stadten zu beobachtenden Beforderungsform.
Entsprechend war die hier beantragte und genehmigte Beforde-
rungsform nicht genehmigungsfahig, da das (drittschiltzende) Tat-
bestandsmerkmal der Erprobung nicht erfullt ist.

2.4 Zumindest: Verstog gegen Art. 12 GG i.V.m. Art. 3 I GG aufgrund
der Ausgestaltung der Genehmigung

Auch wenn die genannten Verstolle nach Meinung des Gerichts
den Antragsteller nicht in eigenen Rechten verletzen sollten, so
liegt jedenfalls in der konkreten Ausgestaltung der erteilten Ge-
nehmigung emn Ermessensfehler seitens der Beklagten vor, da die
Interessen der Taxenunternehmer/Innen bei der Genehmigungser-
teilung nicht ausreichend berucksichtigt worden sind. Denn die
Genehmigung in ihrer konkreten Ausgestaltung bevorteilt die Bei-
geladene gegenuber den am streng regulierten Taximarkt tatigen
Unternehmern in gegen Art. 12 I i.V.m. Art. 3 I GG verstoflender
und den Antragsteller in eigenen Rechten verletzenden Art und

46 Vgl. Gesetzesbegrundung vom 14.12.2012 (BGBI. I S. 2598) sowie die Ausfiihrun-
gen hierzu in BVerwG, Urt. 12.12.2013 —3 C 31/12, juris, Rn. 37.
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Weise. Dies hat die Kammer im Obrigen auch schon in dem Be-
schluss vom 20. Dezember 2018 richtig erkannt:

Zwar gewahrt Art. 12 I GG im Grundsatz keinen Konkurrenz-
schutz. Etwas anderes gilt jedoch, wenn in einem besonders re-
gulierten Markt eine Wettbewerbsveranderung durch systemwid-
rigen Einzelakt erhebliche Konkurrenznachteile zur Folge hat:

Das Bundesverfassungsgericht hat dies bereits fur einen Marktzu-
tritt - d.h. eine Marktteilnahme zu den ansonsten gleichen Bedin-
gungen - bejaht, wenn den am Markt bereits Tatigen emn Vorrang
zukommt47. Wie das erkennende Gericht in seinem Beschluss vom
20. Dezember 2018 zutreffend ausfuhrt, ist der hier angespro-
chene Vorrang emn Kriterium zur Bestimmung dessen, was als
marktimmanent im Einzelfall angesehen werden kann; Marktimm-
anenz einer Wettbewerbsverwerfung hingegen das Kriterium zur
Feststellung einer Betroffenheit von Art. 12 GG:

„Die - iiberzeugende - Rechtsprechung zu regulierten
Markten nimmt im Grundsatz die maggebliche
Unterscheidung der Betroffenheit von Art. 12 GG danach
vor, ob die erheblichenWettbewerbsverzerrungen sich als
markt- und systemimmanent herausstellen (vgl. BVerfG,
Beschl. v 23.04.2009, 1 BvR 3505/08, NVwZ 2009, 977;
BVerwG, Urt. v. 15.12.2011,3 C 41/10, NVwZ 2012, 639,
641, Rn. 19, 21; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
22.09.2016, 13 A 2378/14, BeckRS 2016, 54571, Rn.
51).48 [Hervorhebungen durch uns, Fuger & Kollegen]

Fin Markt mit gesetzlichem Vorrang fur bestimmte Leistungser-
bringer ist gerade durch diesen Vorrang bestimmt; werden neue
Leistungserbringer zugelassen, so ist dieser Umstand marktex-
tern. Die hier relevante Dimension der Marktimmanenz betrifft je-
doch nicht den Zugang zum Markt zu den ansonsten gleichen Be-
dingungen, der nur bei einem gesetzlichen Vorrang nicht marktim-
manent sein k6nnte. Hier geht es um den Zugang zu einem an-
sonsten streng regulierten Markt zu ungleichen Bedingungen. Da-
bei wird emn Marktteilnehrner zur Wahrung von Gemeinwohlbelan-
gen weitgehenden Einschrankungen unterworfen, emn anderer
nicht.

Wenn nun nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts die VerwaltungsbehOrde bei Bestehen einer Wettbewerbs-
lage bei ihren Entscheidungen, mit denen sie einen von mehreren

47 BVerfG,Beschl.v. 17.8.2004 - 1 BVR378/00, juris, Rn. 19.
48 VG Hamburg,Beschl.v. 20.12.2018 - 5 E 4748/18, S. 34.
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Konkurrenten begunstigt, nicht die rechtlich geschutzten Interes-
sen der anderen Konkurrenten wiltkürlich vernachlassigen darf49,
so ist dies nichts anderes als die Unterscheidung von marktimma-
nenten und marktexternen Verwerfungen. Es ware widersinnig zu
meinen, dass emn Markt —bzw. die auf ihm agierenden („zugelas-
senen") Akteure —zahlreichen gesetzlichen Beschrankungen un-
terworfen —mithin durch diese bestimmt ist —und zugleich eine
(systemwidrige) Genehmigung eines Konkurrenten zur Marktteil-
nahme nach ungleichen Bedingungen dennoch diesem Markt im-
manent sein kann. Daraus folgt, dass eine Betroffenheit des An-
tragstellers in Art. 12 GG im Lichte des Gleichheitssatzes aus
Art. 3 I GG durch ungerechtfertigte Begunstigung eines Konkur-
renten an einem ansonsten streng regulierten Markt festzustellen
ist:

2.4.1 Staatlich streng regulierter Markt

Durch Reglementierungen, mit denen das Funktionieren des Ta-
xenverkehrs angesichts seiner besonderen Bedingungen ge-
wahrleistet wird, hat der Staat diesen Verkehrssektor in seine
Daseinsvorsorge aufgenommen50. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat dazu erst in jungerer Zeit festgestellt:

„Auf Taxen als Trager individueller Verkehrsbedienung
kann im modernen Grogstadtverkehr "nicht mehr
verzichtet werden; sie stellen die notwendige, von keinem
anderen Verkehrstrager iibernehmbare Erganzung des
offentlichen Linien- und Stragenbahnverkehrs dar"
(BVerfG, Beschluss vom 8. Juni 1960, a.a.0. S. 186). Als
offentliche Verkehrsmittel unterliegen sie der Betriebs-
und Beforderungspflicht (vgl. §§ 21, 22 PBefG). An der
Existenz- und Funktionsfahigkeit des Taxenverkehrs
besteht daher emn offentliches Interesse."51

Der Taximarkt ist in der Verfolgung dieses Zweckes derart
streng reguliert worden, dass emn einzelner Taxiunternehmer
kaum Moglichkeiten hat, sich durch besondere Leistungen in
der Konkurrenz an diesem Markt hervorzuheben. Wir verweisen
in diesem Zusammenhang auf die zutreffenden Feststellungen
zur Regulierungsdichte im Beschluss des erkennenden Gerichts
vom 20. Dezember 201852.

49 BVerwG,Urt. v. 22.5.1980, 3 C 2/80, juris, Rn.49.
5° BVerwG,Urt. v. 30.6.2005 - 3 C 24.04, juris, Rn. 18 m.w.N.

BVerwG,Urt. v. 30.6.2005 - 3 C 24.04, juris, Rn. 18.
52 VG Hamburg,Beschl.v. 20.12.2018 - 5 E4748/18, S.32-34.
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Dieser streng regulierte Markt steht auch nicht neben dem
Markt der Beigeladenen. Vielmehr ist diese auf einem Tell des
Taximarktes tatig (nachfolgend 2.4.2 und 2.4.3), bezuglich des
gesamten Taximarktes liegt eine erhebliche Oberschneidung vor
(anschlieflend 2.4.5):

2.4.2 Normative Kriterien fur Feststellung der Marktuberschneidung

Die PrOfung, ob sich der Markt der Beigeladenen und der des
Antragstellers erheblich Oberschneiden, wird relevant vor dem
Hintergrund der Frage, ob sich eine zu weitgehende Befreiung
von Pflichten des Personenbef6rderungsrechts als eine Art Be-
gunstigung der Beigeladenen auswirkt. Wenn die Verwaltungs-
behorde bei ihren Entscheidungen, mit denen sie einen von
mehreren Konkurrenten begunstigt, nicht die rechtlich ge-
schutzten Interessen der anderen Konkurrenten willkurlich ver-
nachlassigen darf, so muss allererst festgestellt werden, ob emn
Konkurrenzverhaltnis vorliegt. Die pauschale Aussage, dass die
Typisierung des PBefG die Verkehre sauber trennt, trifft auf
eine neue Bedienform gerade nicht zu. Die zutreffend festge-
stellte Konkurrenzsituation muss aber der Ermessensentschei-
dung zu Grunde gelegt werden.

lnsoweit lasst sich die Marktuberschneidung unter Rekurs auf
die etablierten Begrifflichkeiten des deutschen und europai-
schen Wettbewerbsrechts feststellen. Denn die Definition des
Marktes dient im hiesigen Fall wie im Wettbewerbsrecht dem-
selben Zweck, narnlich der genauen Abgrenzung des Gebiets,
auf dem Unternehmen miteinander in Wettbewerb stehen53.
Diese Vorgehensweise ist geboten, da aufgrund der Durchbre-
chung des geschlossenen Kreises zugelassener entgeltlicher
Personenbeforderung die durch die gesetzliche Typisierung er-
reichte Abgrenzung der Verkehre keine Evidenz mehr fur den
vorliegenden Fall vermitteln kann. Die sodann konkret auf den
Einzelfall bezogene Abgrenzung muss die tatsachliche Wettbe-
werbslage in den Blick nehmen:

Der fur die Wiirdigung einer solchen Wettbewerbsfrage marl-
gebliche Markt wird durch eine Kombination des sachlich und
des raumlich relevanten Marktes bestimmt54.

" Vgl. Bekanntmachung relevanter Markt EU-Kommission, Abl. 1997 C 372/5, Tz. 2.
' Bekanntmachung relevanter Markt, a.a.0., Tz. 9.
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Ein auf das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg raumlich
beschrankter relevanter (der Beigeladenen und dem Antragstel-
ler gemeinsamer) Markt liegt vor.

Entscheidend fur die Zugehorigkeit von Dienstleistungen zu ei-
nem einheitlichen sachlich relevanten Markt ist ihre ausrei-
chende Substituierbarkeit aus der Sicht der Marktgegenseite,
also der (potentiellen) Kunden fur die konkurrierenden (hier:
Dienst-) Leistungen. Da hier die Stellung der Unternehmen als
Anbieter in den Blick genommen werden soil (Anbietermarkt)
umfasst der sachlich relevante Markt all jene Erzeugnisse
und/oder Dienstleistungen, die vom Verbraucher hinsichtlich ih-
rer Eigenschaften, Preise und ihres vorgesehenen Verwen-
dungszwecks fur austauschbar und substituierbar angesehen
werden55. Regelmarlig handelt es sich hierbei um eine Grad-,
nicht um eine Grundsatzfrage. Die Austauschbarkeit wird oft-
mals fur bestimmte Abnehmer gegeben sein, fur andere nicht.
Es kommt dann darauf an, ob die Austauschbarkeit fur so viele
Abnehmer gegeben ist, dass der Wegfall der von diesen Perso-
nen generierten Nachfrage allfallige Preiserhohungen nicht pro-
fitabel machen wurde56.

2.4.3 Ride-Pooling als Teil des Taximarktes

Angesichts der auch von Taxiunternehmerinnen im Rahmen ih-
rer Konzessionen im Hamburger Markt der Beforderungsdienst-
leistungen angebotenen Ride-Pooling-Beforderungen (s.o. I.) ist
der Markt fur diese Dienstleistungen mit dem Markt der Beige-
ladenen vollig identisch. Da der Taximarkt auch andere Befor-
derungsdienstleistungen jenseits des Ride-Pooling umfasst
- mithin grofler ist -, muss festgestellt werden, dass der Markt,
auf dem die Beigeladene tatig ist, nur - aber auch nicht weniger
als - emn Tell des Taximarktes ist.

2.4.4 Relevante Oberschneidungen zwischen Ride-Pooling und dem
gesarnten Taximarkt

Hinsichtlich des restlichen Teils des Taximarktes liegt eine er-
hebliche Oberschneidung in sachlicher Hinsicht vor. Fur die
Substituierbarkeit aus Abnehmersicht sind insbesondere die Ei-
genschaften der Dienstleistungen sowie ihres vorgesehenen
Verwendungszwecks ins Auge zu nehmen:

' Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Vor. Art. 101 AEUV, Rn. 48.; Bekanntmachung
relevanter Markt, a.a.0., Rn. 7.

56 Streinz, EUV/AEUV, a.a.0.
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Zwar kann sich emn unterschiedlicher Markt grundsatzlich auch
aus preislichen Unterschieden ergeben. Dies ist insbesondere
bei Luxusartikeln denkbar. Im vorliegenden Fall sind die Preis-
unterschiede jedoch nicht so hoch, dass eine Vergleichbarkeit
von vornherein ausscheidet. Dass der Vergleich der Beforde-
rungsdienstleistungen von Taxiunternehmerinnen und der Bei-
geladenen gerade in preislicher Hinsicht vorgenommen wird,
zeigt sich empirisch u.A. an den oben angefuhrten Medienbe-
richten und der in lhnen aufscheinenden „antizipierten Sicht po-
tentieller Teilnehmer auf der Nachfrageseite". Hier kann emn
preislicher Unterschied indes schon aus prinzipiellen Grunden
keinen unterschiedlichen Markt bedeuten. Denn das Preisniveau
der Beigeladenen unter dem gesetzlichen Taxitarif ist eine der
Diskriminierungen, denen sich der Antragsteller ausgesetzt
sieht. Diese Unterschiedlichkeit muss als Ungleichbehandlung
durch die Antragsgegnerin allererst gerechtfertigt werden und
kann nicht schon per se einer Vergleichbarkeit entgegenstehen.

Auch hinsichtlich des vorgesehenen Verwendungszwecks der
Befi5rderungsdienstleistungen lassen sich keine besonderen Un-
terschiede ausmachen. In beiden Fallen wird von den Fahrgas-
ten eine zeitlich und raumlich individuelle Beforderung innerhalb
des Beforderungsgebietes nachgefragt.

Unterschiede bestehen indes hinsichtlich der Eigenschaften der
Beforderungsdienstleistungen. Eine Ride-Pooling-Beforderung
kann u.U. langere Wartezeiten und geringfugig langere Fahrt-
zeiten bedeuten. Taxen sind auch ohne vorherige Buchung per
App nutzbar, beispielsweise durch Telefonanruf, durch Herbei-
winken oder an Taxistanden. Taxifahrten durften zudem (man-
chen) aufgrund der exklusiven Beforderung das Gefuhl eine ho-
herwertigen Beforderungsdienstleistung vermitteln. Wegen die-
ser Unterschiede durfte fur bestimmte Abnehmer mit sehr spe-
zifischen Bedurfnissen eine Austauschbarkeit zu verneinen
sein. Jedoch stehen auch fur viele Abnehmer diese Unter-
schiede einer Austauschbarkeit nicht im Weg. lnsbesondere ist
der zeitliche Unterschied der Beforderung nicht so gravierend,
als dass grof3e Teile der Abnehmer dies fur den gunstigeren
Preis nicht in Kauf nehmen wurden. Die Buchung per App mag
noch heute fur einen Tell der Abnehmer emn relevanter Unter-
schied sein. Doch einerseits steigt die Nutzung von Apps auf
mobilen Endgeraten rapide an und wird von einer stetig und
schnell wachsenden Zahl von Abnehmern akzeptiert und ge-
schatzt, was sich auch auf absehbare Zeit nicht andern wird.
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Andererseits bucht auch heute schon emn groller Teil der Taxi-
kunden die Fahrten per App. „Austauschbar" sind die Leistun-
gen von Ride-Pooling-Diensten und „klassischem" (individuali-
sierten) Taxi jedenfalls dann, wenn es jedenfalls mallgeblich
auch auf preisliche Aspekte ankommt; Ride-Pooling-Diensten
wird allenfalls der potentielle Kunde (auch) einer Taxifahrt nicht
naher treten, dem es spezifisch urn die besonderen Aspekte ei-
ner „klassischen Taxifahrt" (Intimitat, Moglichkeit spontaner
Sonderwunsche bezogen auf Fahrtweg, Fahrtunterbrechungen
etc.) geht. Dieser Kunde ist aber aus Sicht der jeweiligen Wett-
bewerbsteilnehmer die - im Obrigen: bei jungen Kunden immer
welter zuruckgedrangte - absolute Ausnahme.

Der Wegfall der von den potentiell substituierenden Kunden ge-
nerierten Nachf rage wurde allfallige Preiserhohungen nicht pro-
fitabel machen. Im Obrigen steht dem (tarifgebundenen) An-
tragsteller diese Option gar nicht zu Verfugung.

Im Ergebnis handelt es sich bei dem Markt der Beigeladenen
und dem des Antragstellers urn denselben sachlich relevanten
Markt im Sinne des Wettbewerbsrechts. Damit liegt auch eine
direkte und ganz unmittelbare Konkurrenzsituation zwischen
der Beigeladenen und dem Antragsteller vor.

2.4.5 Ermessensdefizit der Antragsgegnerin

Die Antragsgegnerin [lane diese Konkurrenzsituation in ihrer Er-
messensentscheidung mit berucksichtigen mussen. Sie durfte
sich nicht darauf verlassen, dass einzelne, forme!l einem be-
stimmten Genehmigungstatbestand des PBefG entnommene
Rechte und Pflichten, eine ausreichende Abgrenzung der Ver-
kehre tatsachlich gewahrleisten.

Die Antragsgegnerin hat sich in der streitgegenstandlichen Ge-
nehmigung wie folgt mit Einwendungen des Taxigewerbes und
der Abgrenzung des Verkehrs der Beigeladenen zu diesem aus-
einandergesetzt:

„Es wurden auch Einwendungen gegen die beantragte
Erweiterung des Fuhrparks erhoben, da dieser Verkehr
bereits dem Verkehr von Taxen ahnelt und dem
Taxengewerbe zuzuordnen sei. Diese Einwendungen
wurden bereits bei der ersten Erteilung der Genehmigung
gewiirdigt. Eine Abgrenzung zum Taxenverkehr liegt vor.
lnsbesondere wurde Wert auf den wesentlichen
Unterschied zum Verbot der Bereithaltung der Fahrzeuge
zur Fahrgastaufnahme auflerhalb des Betriebssitzes
gelegt, da die Fahrzeuge nach Ausfuhrung eines
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Beforderungsauftrags unverziiglich zunnBetriebssitz bzw.
dem Betriebshof zuriickkehren mussen, es sei denn der
Fahrer erhalt vor der Fahrt oder wahrend der Fahrt einen
neuen Beforderungsauftrag vom Betriebssitz. Auch eine
auflere Verwechslung der Fahrzeuge von Taxen ist
aufgrund der Farbgebung der Fahrzeuge ausgeschlossen.
Ein Heranwinken der Fahrzeuge durch Anlaufer ist nicht
moglich, da nur auf Bestellung Ober die App-Anwendung
Ober den Betriebssitz emn Auftrag in emn Fahrzeug zum
Fahrer gegeben werden kann."57

Hierin liegt emn Ermessensdefizit. Ein solches liegt vor, wenn die
Behorde nicht samtliche nach Lage des FaIles betroffenen Be-
lange in ihre Ermessensentscheidung einstellt; hierzu gehort
auch der Fall, dass die Beh6rde den Sachverhalt nicht vollstan-
dig ermittelt hat58. Die Antragsgegnerin hat eine Bewertung und
Beurteilung der maRgeblichen Marktverhaltnisse, der eben ganz
erheblichen Oberschneidung des Marktes der Beigeladenen und
der Taxenunternehmer/lnnen in tatsachlicher Hinsicht (s.o.),
Oberhaupt nicht vorgenommen. Sie hat sich allein auf (schein-
bar) beliebige, den gesetzlichen Typisierungstatbestanden ent-
nommene einzelne Rechte und Pflichten gestiitzt und diese will-
karlich zu einer nur behaupteten Abgrenzung der Verkehre her-
angezogen, ohne aber auf die tatsachliche Abgrenzung beziig-
lich der Marktteilnahme einzugehen. Dieser Ansatz geht schon
deshalb fehl, weil die in § 47 und § 49 PBefG enthaltenen
Rechte und Pflichten eine Abgrenzung der Bedienformen gerade
innerhalb der gesetzlichen Systematik — d.h.: als Paket bzw.
BCindel von Rechten und Pflichten — erfullen. Zwar ist in der
Rechtsprechung anerkannt, dass sich bei Einhaltung der gesetz-
lichen Typisierung eine ausreichende Abgrenzung der Verkehre
ergibt58. Daraus lasst sich aber kein Erfahrungssatz ableiten,
dass die Erfullung von weniger als allen Rechten und Pflichten
eines Genehmigungstatbestands den Zweck der Abgrenzung
gleichwohl erfullt. Vielmehr ist es dann an der Genehmigungs-
behorde, durch eine sachgerechte Einstellung der Interessen der
Marktteilnehmer fur den Ausgleich zu sorgen, den ansonsten
die gesetzliche Typisierung im geschlossenen Kreis der zugelas-
senen Bedienformen erfullt. Fin sachgerechter Ausgleich erfor-
dert allererst eine Analyse der maRgeblichen Wettbewerbsver-
haltnisse in tatsachlicher Hinsicht. Dies hat die Antragsgegnerin

57 Genehmigungvom 9.2.2018, S. 3.
' BVerwG,Beschl.v. 16.9.1986 - 1 B 143/86, NVwZ 1987, 144; Eyermann/Rennert,

15. Aufl. 2019, VwG0, § 114 Rn.25.
59 Vgl. nur BayVGH,Beschl.v. 10.4.1984 - Nr. 11 CE/CS84 A.628, NJW 1985, 758;

s.o.
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in der streitgegenstandlichen Genehmigung unterlassen. In die-
ser Analyse der Wettbewerbsverhaltnisse hatte auch unter-
sucht werden mussen, ob die Beigeladene versucht, sich mit
Dumpingpreisen am Markt zu etablieren.

Soweit die Antragsgegnerin ausfuhrt60:

„fels handelt sich hierbei weder um einen Linienverkehr
noch urn einen Gelegenheitsverkehr in Form des
bestehenden Taxen- und Mietwagenverkehrs bzw.
Ausflugsfahrten und Ferienzielreisen -auch nicht in
Verbindung mit § 2 Abs. 6 PBefG-, da wesentliche
Elemente dieser Verkehrsformen nicht erfullt sind"

fehlen vollstandig Ausfuhrungen dazu, dass das Taxengewerbe
selbst, im Rahmen von § 47 PBefG ohne weiteres zulassige,
Ride-Pooling-Beforderungen anbietet. Folgerichtig wird in die
Bewertung auch nicht mit einbezogen, dass die Beigeladene
Ride-Pooling-Beforderungen auf der Grundlage einer Taxikon-
zession hatte durchfuhren k6nnen. Erst recht fehlt die Beurtei-
lung der sich daraus ergebenden Konkurrenz bei Ride-Pooling-
Beforderungen zwischen der Beigeladenen und Taxiunterneh-
merInnen, die sich im Gegensatz zur Beigeladenen an die von
der Freien und Hansestadt Hamburg festgelegten Tarife halten
mussen.

Zudem ist nicht erkennbar, dass die Antragsgegnerin die Aus-
wirkungen der App-Nutzung zur Bestellung eines Fahrzeuges
der Beigeladenen untersucht hat. Sie stutzt sich zwar darauf,
dass wegen der Ruckkehrpflicht der Beigeladenen zum Betriebs-
sitz eine Abgrenzung zum Taxiverkehr vorliegen warde, stellt
jedoch keine Erwagungen dahingehend an, ob sich durch die
Nutzung der App in Kombination mit einer Flotte von bis zu
50 Fahrzeugen die Wirkung eines Bereithaltens im Stadtgebiet
ergibt. Soweit sich die Antragsgegnerin darauf stutzt, dass die
Beigeladene Auftrage nur am Betriebssitz annehmen kann und
dies eine Abgrenzung zu der unmittelbaren Auftragsentgegen-
nahme des Taxigewerbes sei, kann dies aus den oben genann-
ten Grunden (siehe oben, 2.1) den Zweck der Abgrenzung ge-
rade nicht erfullen.

Im Obrigen hatte die Antragsgegnerin berucksichtigen mussen,
dass emn groger Teil der Kunden von Taxis diese per App be-
stellen oder jedenfalls die Buchung per App kein Hindernis fur

' Genehmigungv. 9.2.2018, S. 3.
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eine Nutzung und dementsprechend auch kein Unterschei-
dungsmerkmal ist.

2.4.6 Ermessensuberschreitung durch Verletzung von Art. 3 I GG

Durch die Verletzung von Art. 3 I GG liegt daruber hinaus emn
gerichtlich im Rahmen von § 114 I VwG0 voll Ciberprufbarer
Ernnessensfehler in Form der Ermessensuberschreitung vor.
Durch die verfahrensgegenstandliche Genehmigung werden un-
mittelbare Konkurrenten des Antragstellers auf demselben
Markt erheblich bevorteilt, indem sie nicht denselben Beschran-
kungen unterworfen sind. Allen voran ist die unterschiedliche
Behandlung bezuglich der Tarifbindung des Antragstellers nicht
gerechtfertigt. Schlichtweg falsch ist die Aussage auf der
Website der Beigeladenen in dem Punkt FAQ/ „Warum ist Cle-
verShuttle so gunstig?":

„Dank des RidePooling-Prinzips und des Einsatzes unseres
cleveren Algorithmus ist unser Fahrdienst besonders
effizient. So erhohen wir die Auslastung der Shuttles und
reduzieren die Anzahl von Leerfahrten. Diese
Effizienzvorteilegebenwir in Form einesniedrigenPreises
an unsere Fahrgaste welter. Natiirlich auch dann, wenn
mal keine geteilte Fahrt zustande kommt."61
[Hervorhebungen durch uns, Fuller & Kollegen]

Der Grund fur den niedrigen Preis liegt allein in der regulatori-
schen Ungleichbehandlung der Beigeladenen im Vergleich zu
Taxen und durfte nicht zuletzt dem ablichen unternehmerischen
Vorgehen zur Marktetablierung von kapitalstarken Investoren
auch auf Kosten anfanglicher Profitabilitat entsprechen. „Natur-
lich" ist emn im Vergleich zu Taxen niedrigerer Preis auch bei
nicht geteilten Fahrten angesichts der Ungleichbehandlung
durch die Antragsgegnerin genauso wenig, wie dieser auf Effi-
zienzvorteilen beruht. So welt die Beigeladene durch die Koordi-
nation von Fahrtauftragen eine Bundelung der Fahrten ermog-
licht, mag die Weitergabe dieses Preisvorteils an die Kunden
gerechtfertigt sein. Dies entsprache der Funktionsweise und
dem regulatorischem Rahmen der Ride-Pooling-Beforderungen
der Taxibranche: Bei erfolgreicher Vermittlung einer gebundel-
ten Fahrt reduziert sich der Preis. Bei den Ride-Pooling-Beforde-
rungen der Taxibranche muss jedoch - im nicht zu rechtferti-
genden Unterschied zu der Beigeladenen - in der Summe der
dem gesetzlich vorgeschriebenen Tarif entsprechende Fahrpreis
auf die Mitfahrer verteilt werden. Da dies fur die Beigeladene

' https://www.clevershuttle.de/faq#question-72.
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nicht gilt, kann sie mit ganz ungleichen Bedingungen in den
Wettbewerb eintreten. Dabei ist es genau und einzig allein diese
unterschiedliche Preisbindung, welche die Beigeladene als Kon-
kurrenzvorteil gegeniiber Taxen ausnutzt.

2.5 Rechtsverletzung

Die erteilte Genehmigung verletzt den Klager in semen subjektiv-
offentlichen Rechten aus § 2 VII PBefG und den Bestimmungen
fur das Taxigewerbe des PBefG, jedenfalls aus Art. 12 I, 3 I GG
und ist daher aufzuheben. Der Beigeladenen ist es nach Ansicht
des Antragstellers unbenommen, sich auf dem rechtmaRigen Bo-
den einer Taxikonzession, insbesondere unter Einhaltung des in
§ 2 der Taxenordnung der Freien und Hansestadt Hamburg vorge-
schriebenen Tarifs am Markt zu beteiligen.

Auf die Obermittlung von Abschriften wird aufgrund der Zustellung per
beA verzichtet.

Klaus Fuger
Rechtsanwalt
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